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1. Teil

Einleitung

Es gibt das Sprichwort, man möge doch das Kind nicht mit dem Bade aus-
schütten. Betrachtet man das Diskontinuitätsprinzip oberflächlich, könnte man
den Eindruck bekommen, dass genau dies der Effekt des Diskontinuitätsprinzips
ist. Zum Ende der Wahlperiode wird der gesamte parlamentarische Betrieb – alle
Mandatsträger, die gesamte Organisation mit Ausschüssen, Fraktionen sowie Ge-
schäftsordnung und alle liegengebliebenen Gesetzentwürfe – „ausgeschüttet“, nur
um sich in der neuen Legislatur neu zu finden. Diese Arbeit will aufzeigen,
warum sich dieser scheinbar sehr radikale Akt der Parlamentserneuerung mit je-
der Wahl entwickelt und über alle Umbrüche in der Geschichte des deutschen
Parlamentarismus erhalten hat.

Ein Blick ins Vereinigte Königreich zeigt, welche grundlegende praktische Re-
levanz dieses Prinzip plötzlich haben kann: Anfang September 2019 begann sich
im Britischen Parlament deutlicher Widerstand gegen einen Austritt des Verei-
nigten Königreichs aus der Europäischen Union ohne Austrittsabkommen zu re-
gen. Das Westminster Parliament bäumte sich gegen den (Notfall-)Plan der von
Boris Johnson geführten Regierung auf und wollte ein Gesetz erlassen, was die
Regierung zwang, einen weiteren Aufschub des Brexits bei der Europäischen
Union über den 31. Oktober 2019 hinaus zu beantragen. Der Premierminister
dagegen wollte das Parlament in eine Zwangspause schicken. Ein Parlament,
das nicht versammelt war, konnte seine Interessen nicht durch- und den Premier-
minister auch nicht unter Druck setzen. Die Prorogation1 genannte Pause hätte
aber noch eine weitere negative Auswirkung für den Plan des Parlaments gehabt,
den Austritt ohne Abkommen zu verhindern. Wäre es nämlich nicht gelungen,
das geplante Gesetz bis zur Prorogation zu beschließen, hätte dieses als erledigt
gegolten, und der Gesetzgebungsprozess hätte nach der Pause von Neuem begin-
nen müssen. Es bestand die Gefahr, dass dann nicht mehr genug Zeit bis zum
Ablauf des geplanten Austrittsdatums bleiben würde. Das galt besonders vor dem
Hintergrund, dass auch bereits die Möglichkeit des sogenannten Filibusters im
House of Lords diskutiert wurde, um das Gesetz so weit zu verzögern.2 Letztlich
kam es anders, und die Regierung gab ihren Widerstand gegen die Verabschie-

1 Zur Entwicklung dieses Instituts: S. 33 ff.
2 Zu der Diskussion: Proctor, Tory peers accused of wrecking tactics over bill to

delay Brexit, The Guardian 2019 (letzter Zugriff am 7.1.2022).



dung des Gesetzes auf.3 Dennoch überrascht es, dass das selbstbewusste Briti-
sche Parlament als Wiege des modernen Parlamentarismus, für welches die Bri-
tische Verfassung den Grundsatz der „parliamentary sovereignty“ als besonders
gewichtiges Prinzip festschreibt, so einfach in der Durchsetzung seiner Interes-
sen hätte gehindert werden können.

Zwar ist die Situation mit Blick auf den Bundestag eine andere, da dieser nicht
durch die Regierung in eine Zwangspause geschickt werden kann, trotzdem ver-
dient auch hier das Diskontinuitätsprinzip eine vertiefte Betrachtung. Man muss
feststellen, dass dieses Prinzip ein gewisses Schattendasein führt,4 obwohl – viel-
leicht aber auch weil – es allgemein in Staatspraxis und Literatur anerkannt und
weitgehend unbestritten ist. Das Diskontinuitätsprinzip ist mit dem Parlamen-
tarismus seit dem Beginn verbunden, auch in anderen europäischen Staaten an-
erkannt5 und hat in Deutschland die tiefgreifenden Umbrüche sowohl von der
Monarchie wie auch der faschistischen Diktatur zur Demokratie überdauert. So
gilt es auch unter dem Grundgesetz seit dessen Inkrafttreten.

1. Kapitel

Stand der Forschung

Die jeweilige staatsrechtliche Literatur beschäftigt sich zumeist nur oberfläch-
lich und beschreibend mit dem Diskontinuitätsprinzip. Soweit Monografien dazu
erschienen sind, besteht deren beachtenswerte Leistung insbesondere darin, einen
Überblick über dieses weitgehend ungeschriebene Prinzip zu verschaffen und
den bis dahin gültigen Stand der Wissenschaft und Rechtspraxis darzustellen.
Dies gilt insbesondere für die Dissertation „Die Diskontinuität der Parlamente“
von Fritz Wolfensberger aus dem Jahr 1923 (85 Seiten, erschienen 1927) als der
umfangreichsten Darstellung des Diskontinuitätsprinzips in der Weimarer Repu-
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3 Nach zehn Stunden Debatte hat das House of Lords die Vorlage doch verabschiedet
(Walker/Murray, Lords agree to push through bill preventing no-deal Brexit by end of
Friday, The Guardian 2019 (letzter Zugriff am 7.1.2022)). Später erklärte der Supreme
Court die Prorogation für nichtig und hob damit die Zwangspause des Parlaments auf
(Urteil des United Kingdom Supreme Court in den Fällen R (on the application of Mil-
ler) (Appellant) v The Prime Minister (Respondent) und Cherry and others (Respon-
dents) v Advocate General for Scotland (Appellant) (Scotland) [2019] UKSC 41).

4 Ähnlich Hömig/Stoltenberg, Probleme der sachlichen Kontinuität, DÖV 1973, 689.
5 Zu der breiten Anerkennung in Europa: Wissenschaftliche Dienste des Deutschen

Bundestages, die darauf verweisen, dass das Diskontinuitätsprinzip lediglich in Grie-
chenland, Lettland, Litauen und den Niederlanden nicht existiere (Prinzip der Diskonti-
nuität in Deutschland und anderen Mitgliedstaaten der EU, WD 3 – 014/07, 2007, S. 4,
12 ff. (letzter Zugriff am 7.1.2022)). Ebenfalls zur breiten Anerkennung: Schorn, Grund-
satz der Diskontinuität im europäischen Gemeinschaftsrecht, 2000, S. 43 ff. Aus einer
eher historischen Perspektive Jekewitz, Grundsatz der Diskontinuität der Parlaments-
arbeit, 1977, S. 160 ff.



blik6 und ebenso die 1968 erschienen Dissertation mit gleichem Namen von
Reiner Belz (76 Seiten). Letztere verdient dabei besonders große Anerkennung,
da sie wesentliche Fragestellungen zum Diskontinuitätsprinzip bereits in sehr
kompakter Form darstellt. Damit bildete sie eine wertvolle Grundlage für die vor-
liegende Arbeit, genauso wie die weitergehende, 379 Seiten umfassende Unter-
suchung „Der Grundsatz der Diskontinuität der Parlamentsarbeit im Staatsrecht
der Neuzeit und seine Bedeutung unter der parlamentarischen Demokratie“ von
Jürgen Jekewitz aus dem Jahr 1977.7 Darin beschäftigt sich Jekewitz ausführlich
insbesondere mit der rechtshistorischen Herleitung des Diskontinuitätsprinzips
und liefert eine grundlegende rechtsdogmatische Einordnung, die bis heute das
Verständnis des Prinzips wesentlich prägt. Daneben erschienen kurz vor dieser
Zeit einige deutlich weniger umfassende Beiträge,8 die sich ebenfalls einzelnen
Aspekten des Diskontinuitätsprinzips widmeten. Ausgelöst wurden die intensive-
ren Diskussionen um das Diskontinuitätsprinzip zu dieser Zeit davon, dass die
große Strafrechtsreform in den 1960ern der sachlichen Diskontinuität zum Opfer
zu fallen drohte, und 1972 die erste vorzeitige Parlamentsauflösung den prak-
tischen Effekt besonders deutlich vor Augen führte.9

1976 wurde jedoch die Zentralnorm des Grundgesetzes zum Diskontinuitäts-
prinzip, Art. 39 GG, in einem bemerkenswerten Schritt zu nahtlos aneinander
gereihten Wahlperioden geändert. Zuvor endete eine Wahlperiode nach dem Ab-
lauf von vier Jahren. Das Diskontinuitätsprinzip beendete Mandate und beseitigte
Organisationsstruktur sowie nicht abgeschlossene Beratungsgegenstände. Es ent-
stand eine Pause, bis der neue Bundestag zusammentrat. Nach der Grundgesetz-
änderung endet die Wahlperiode erst mit dem Zusammentritt des neuen Bundes-
tages. Die Pause verschwand. Der alte Bundestag konnte nun bis zum letzten Tag
arbeiten und sein Nachfolger unmittelbar und ohne Verzögerung seine eigene
Arbeit aufnehmen. Konnte es dazwischen noch einen Abbruch geben, wie ihn
das Diskontinuitätsprinzip vorsieht? Diese Frage blieb bisher weitgehend unbe-
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6 Die Arbeit von Arno Hillmann mit dem Titel „Die Durchführung des Grundsatzes
der Diskontinuität im Reich und in Bayern“ aus dem Jahr 1933 ist mit insgesamt 35
Seite, wovon sich lediglich 14 Seite mit dem Diskontinuitätsprinzip auf Reichsebene
beschäftigen, deutlich überblicksartiger.

7 Siehe auch den weiteren, zum Teil aktualisierten Beitrag aus dem Jahr 1978: Jeke-
witz, Diskontinuität in der parlamentarischen Demokratie, in: JöR 27 (1978), S. 75 ff.

8 Etwa Bahlmann, Grundsatz der Diskontinuität, MVDA 1965, 189 ff.; Hilf, Unter-
brechung der Diskontinuität, ZaöRV 1967, 742 ff.; Hömig/Stoltenberg, Probleme der
sachlichen Kontinuität, DÖV 1973, 689 ff.; Leinemann, Die parlamentarische Diskonti-
nuität, JZ 1973, 618 ff.; Maassen, Einschränkung des Grundsatzes der Diskontinuität,
in: Kugelmeier (Hrsg.), Aktuelle Rechtsprobleme, 1966, S. 68 ff.; Müller, Kontinuier-
liche oder intervallierte Gesetzgebung?, DÖV 1965, 505 ff.; Scheuner, Vom Nutzen der
Diskontinuität zwischen den Legislaturperioden, DÖV 1965, 510 ff.; Versteyl, Wider
den Grundsatz der Diskontinuität, DVBl 1973, 161 ff.

9 Schorn, Grundsatz der Diskontinuität im europäischen Gemeinschaftsrecht, 2000,
S. 8.


